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hat
vom 20. Juni 2002 unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richiers am Kammergerichi
Neuhaus, des Richiers am Kammergerichi Sieveking und der Richierin am Kam-

mergerichi Dr. Stresemann fiir Recht erkannt:

I.  Die Berufung des Veriligungsbeklagien gegen das Urleil
des Lat mdg@ richis Berlin vom 10. Januar 2002 - 16 O 626/02 -
wird auf seine Kosien zurlickgewiesen.

Il Das Urieil ist vorldufig vollsirecidoar.

n
=
=
u?
=

thestand

Der Verfigungsklager ((ma@hf@ﬂg@m: Klager) macht gegen den \/@u"ﬁ"ﬂgungsb@kﬂ@g
ten (nachfolgend: Beklagter), der im Internet Mobilielefone nebsi Zubehor vertreibs,

N Unterlassungsanspruch wegen unerbetener E-Mail-Werbung geliend.

Die Internei-Seiten des Beklagien sind unter ,www.handynow.de, abrufbar. Auf

eine der Seiten wurde auf ein E-Mail-Newsletter hingewiesen; nach dem Anklicken

der dazugehdrigen Schaliilache ging ein Fenster auf, in das unter dem Hinweis

Newsletter Abonnement - Anmelden - Ja, ich méchie 1-2 mal pro Monai tiber Pro-

dukiinformationen, akiuvelle Angeboie und Neuigkeiten per eMail informiert werden,

Name und E-Mail-Anschrift des Interessenien eingetragen werden konnien. Nach-

folgend versandie das Computerprogramm selbstiéiig eine E-Mail an die angege-

ben Adresse mit der Aufforderung, die Newsletter-Anmeldung durch Anklicken ei-

nes Links zu bestaiigen.
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An die — auch privat genutzte - E-Mail-Anschrift des Klagers gelangte im Oktober
2001 eine solche Nachricht des Beklagten mit der Aufforderung, seine (des Kla-

gers) Newsletter-Anmeldung zu bestatigen.

Der Klager, der behauptet, auf den Internetseiten des Beklagten keinen ,News-
letter, bestellt und hiermit auch keinen Dritten beauftragt zu haben, hat im Novem-
ber 2001 eine einstweilige Verfligung erwirkt, mit der dem Beklagten bei Vermei-
dung der gesetzlichen Ordnungsmittel untersagt worden ist, im Wege der E-Mail-
Werbung an den Kléager unter der Adres'se- h‘eranz’utreten, es sei
denn, der Klager habe der jeweiligen Sendung zuvor zugestimmt oder das Einver-

standnis kénne vermutet werden.

Auf den Widerspruch des Beklagten hat das Landgericht die einstweilige Verfi-
gung mit Urteil vom 10. Januar 2002 bestatigt und zur Begriundung ausgefihrt: Die
Versendung von Werbe-E-Mails greife in das allgemeine Personlichkeitsrecht des
Empfangers ein, weil dieser die Mail nur unter Verursachung von eigenen Kosten
Iésen und Uberhaupt als Werbung erkennen kénne. Gerechtfertigt sei der EinQriff
nur dann, wenn der Empfénger der Werbung zugestimmt habe oder das Einver-
standnis vermutet werden kénne. Das habe der Beklagte jédoch nicht glaubhaft
gemacht. Aus seiner eidesstattliche Versicherung, keine fremden E-Mail-Adressen
in das von ihm verwendete Computerprogramm ein_gegeben zu haben, folge nicht,
daf’ der Klager um die Zusendung des Newsletter gebeten habe. Wegen des wei-
teren Inhalts des Urteils wird auf den Tatbestand und die Griinde der angefochte-

nen Entscheidung verwiesen.

Mit seiner rechtzeitig eingelegten und begriindeten Berufung macht der-Beklagte
geltend: Das angegriffene Urteil verletze geltendes Recht. Das Landgericht habe
verkénnt, daf} Stérungen einen Mindestgrad individueller Beeintrachtigung aufwei-
sen mU{Sten, um rechtlich relevant zu sein. Dieser Grad sei vorliegend nicht er-

reicht. Es entspreche der normalen Verhaltensweise eines Benutzers im Internet,
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jedes Mal, wenn er sein virtuelles Postfach 6ffne, erst einmal allen Mull zu leeren,
d.h. erkennbar unerwiinschte Mails oder solche von unbekannten Absendern nicht
zu 6ffnen, sondern anzuklicken und zu I6schen. Hierdurch wiirden keinerlei Res-
sourcen verbraucht; der Zeitaufwand betrage kaum eine Sekunde. Die Postfacher
verstopften heute auch nicht mehr, da der individuelle Speicherplatz pro Nutzer

erheblich ausgeweitet worden sei.

Unzutreffend sei die Charakterisierung der beanstandeten Mail aIs Werbung. Mit

der Mail sei kein Produkt angepriesen worden. Er, der Beklagte sei Iedlgllch seiner
Pflicht geméaR § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB nachgekommen, wonach ein Unternehmer
dem Kunden dessen Bestellung unverziiglich auf elektronischem Wege zu bestati-

gen habe.

Ferner sei die Beweislastverteilung des Landgerichts unbillig. Auch wenn er erfas-
sen wirde, von welchen Computern aus auf seinen Internetseiten Bestellungen
erfolgten, kénnte dieses System in verschiedenster Weise unterlaufen werden.
Folglich werde von ihm eine Glaubhaftmachung verlangt, die er*"nierhals erbringen

koénne.

Jedenfalls aber sei die Beléstigung des Klagers nicht so gravierend, als daf} dié

Zubilligung von Eilrechtsschutz erforderlich sei.
Der Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil zu &ndern und die einstweilige Ver-
fugung vom 22. November 2001 - 16 O 626/01 - aufzuheben.

Der Klager beantragt,

die Berufung zurickzuweisen.
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Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf den vorgetragenen Inhalt der

zwischen ihnen gewechselten Schriftsétze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

A. Die zulassige Berufung ist unbegriindet. Das Landgericht hat die beantragte

einstweilige Verfugung zu Recht erlassen und im angefochtenen Urteil bestétigt.

I. 1. Dem Klager steht aus seinem allgemeine Persénlichkeitsrecht ein Anspruch
gegen den Beklagte{n zu, die Zusendung unverlangter E-Mail-Werbung zu unterlas-
sen (8§ 823 Abs. 1, 1004 BGB). Das allgemeine Personlichkeitsrecht umfat die
aus dém Selbstbestimmungsrecht folgende Befugnis des Einzelnen, selbst zu ent-
Scheiden, ob und inwieweit er auf seinef elektronisch Mailbox Werbung empfahgen
will. Wegen des zeitlichen und finanziellen Aufwands, der mit dem Abrufen uhd
Léschen von E-Mail-Werbung verbunden ist, kann der Absendervnicht annehmen,
der Empfénger billige die Werbesendung oder stehe ihr zumindest indifferent ge-
genuber. Anders als bei gewdhnlicher Briefkastenwerbung muf er daher auch oh-
ne ausdricklichen Sperrvermerk davon ausgehen, dal die Zusehdung von Wer-
bung grundsétzlibh unerwinscht ist. MiRachtet er dies, liegt eine rechtswidrige Be-
eintrachtigung der Individualsphére des Empféangers vor, die einen Unterlassungs-
anspruch aus den §§ 823 Abs. 1, 1004 BGB begriindet (im Ergebnis ebenso: LG
Augsburg NJW-CoR 1999, 52; LG Berlin MMR 2000, 571; LG Hamburg MMR
1999, 248; LG Karlsruhe MMR 2002, 402: AG Brakel NJW 1998, 3209; AG Char-
lottenburg MMR 2000, 775; AG Essen-Borbeck MMR 2001, 261; Staudinger-
Hager, BGB, 13. Bearb. 1999, Rdn. C 237 zu § 823 BGB; Fikentscher/Méllers,
NJW 1998, 1337 <1343>; Hoeren/Oberscheidt VuR 1999, 371 <381>; Schmitt-
mann K & R 2002, 135 <138>; im Grundsatz wohl auch LG Kiel NJW-RR 2001,
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412 <413 f.>: a.A. LG Braunschweig NJW-RR 2000, 924; AG Kiel NJW-CoR 2000,
49; Vehslage GRUR 1999, 656 <659>).

Das aus den Artikeln 1 und 2 des Grundgesetzes abgeleitete allgemeine Persén-
lichkeitsrecht schitzt den Einzelnen in seiner Privat- und Individualsphare. Die
Rechtsprechung hat hieraus das Recht des Einzelnen abgeleitet, sich gegen eine
Beeintrachtigung dieser Sphare durch Aufdrangen unerwiinschten Werbematerials
zur Wehr zu setzen (BGH NJW 1989, 902 <903>; vgl. auch Staudinger-Haber-
mann/Weick, BGB, 13. Bearb. 1995, Vorbem zu § 1 BGB).‘Débei kann es im Er-
gebnis keinen Unterschied machen, ob die Werbung tiber den realen Briefkasten in
den raumlich-gegenstandlichen Eigenbereich des Empféngers eindringt (in wel- -
chem Fall Unterlassungsanspriiche aus Besitz und Eigentum bestehen, vgl. BGH
a.a.0.) oder uber ein virtuelles Postfach in dessen Individualsphéare gelangt. Zwar
sind in einem Fall Eigentum und Besitz, im anderen Fall hingegen ,nur, relative
Werte wie Vermogen und Zeitaufwand beriihrt. In Wahrheit geht es aber auch dem
Inhaber eines Briefkastens weniger um den Schutz des Eigentums als um die Be-

achtung seines Willens, den Briefkasten nicht durch den Einwurf von Werbemate-

" rial miRbraucht zu sehen (&hnlich Weise GRUR 1989, 653 <656>). Dieses Selbst-

bestimmungsrecht besteht unabhangig von der Beschaffenheit des Briefkastens

als reale oder virtuelle Einrichtung. MaRgeblich ist vielmehr, daf die Einrichtung der
geschutzten Sphéare des Empféngefs zuzuordnen ist, in der sein Wille den‘ Interes-
sen der (Werbe-) Wirtschaft vorgeht. Das ist bei einer E-Mailbox ebenso anzuneh-

‘men wie bei einem realen Briefkasten.

Bei der gewdhnlichen Briefkastenwerbung kann das werbende Unternehmen aller-
dings zunachst davon ausgehen, dal der Empfanger diese Art von Werbung billigt
oder jedenfalls - weil sie ohne besondere Miihe und Kosten aus der Post auszu-
sondern ist - hinnimmt. Erst wenn dem Werbenden eine entgegenstehende Wil-
lensaulerung des Empfangers bekannt wird - etwa in Form eines Aufklebers am

Briefkasten (,Keine Werbung,) - muB er den Einwurf unterlassen.
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Bei E-Mail-Werbung hingegen kann der Werbende eine mindestens indifferente
Haltung des Empfangers nicht unterstellen, denn die unverlangte elektronische
Post belastigt diesen in weitaus starkerem MaRe. Das Leeren des elektronischen
Briefkastens verursacht Kosten, die sich aus den Telefonkosten, den Nutzungsge-
buhren des Netzbetreibers und den Stromkosten des Computers zusammenset-
2en. Auch wenn diese pro Mail sehr gering sind (siehe allerdings die Darstellung
von Schmittmann, K&R 2002, 135 ff., wonach sich selbst die Kosten einer Mail im
Einzelfall auf 6 Cent belaufen konnen) hat der Werbende keinen AnlaR anzuneh-
men, dal der Adressat bereit ist, sie zu tragen. Zudem sind aus Sicht des Empfan-
gers nicht die\GebUhren fr den Abruf einer einzelnen Mail maRgeblich, sondern
die Kosten, die bei ihm eingehende unerbetene Werbemails insgesamt verursa-
chen und mit zunehmender Verbreltung dieser Werbemethode kiinftig verursachen
werden. Da Werbung per E-Mail massenhaft und wesentlich billiger als mittels Brief
oder Telefax versandt werden kann, tragt diese Werbeart in besonderem Mafe
den ,Keim zu einem immer weiteren Um5|chgre|fen,,. Dieser, vom Bundesgerichts-
hof im Rahmen von § 1 UWG beriicksichtigte Umstand (NJW 1988, 1670 <1671>),
flieRt auch bei der Beurteilung ein, ob sich die mit der E-Mail-Werbung verbundene
Belastigung nicht interessierter Empfanger noch in einem Rahmen bewegt, der den

Schlu® auf ihr Einverstandnis mit dieser Werbemethode rechtfertigt.

Des weiteren steht der nicht unerhebliche zeitliche Aufwand fiir das Aussortieren
vder Werbe-E-Mails aus dén ubrigen Sendungen der Annahme entgegen, der
Empfanger habe gegen die Ubersendung von E-Mail-Werbung nichts einzuwen-
den. Zwar kénnen Mitteilungen in einem Bruchteil einer Sekunde ungedffnet ge-
I6scht werden. Jedoch muR der Empfanger die Eingange uberprifen, also Wer-
bemitteilungen von ,echten, E-Mails trennen. Das nimmt Zeit in Anspruch - zumal
sich aus der Betreffzeile in der Regel nicht ersehen laRt, daR es sich um Werbung
handelt - und muf wegen der Gefahr von Viren und der Mdglichkeit, versehentlich

erwinschte Post zu I6schen, auch sorgfaltig erfolgen. Wenn taglich 50 unverlangte
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Werbesendungen aussortiert werden missen, steht der Belastigungseffekt auller

Frage.

Der Werbende kann auch nicht annehmen, daf der Empfénger die Belastigungen,
um der Informétion zum Leistungsangebot seines Unternehmens willen hinnimmt.
Wer einen elektronischen Briefkasten unterhalt, ist in der Lage, sich im Internet
mithilfe von Suchbegriffen gezielt Angebote des werbenden Unternehmens her-
auszusuchen, wenn solche gewinscht sind. Das schliet zwar nicht aus, da auch
eine unerbetene Werbung im Einzelfall fir den Empfanger v;)n Interesse iifist, laRkt
jedoch das Gewicht des Informationsinteresse gegeniber den Beeintrachtigungen,

die von unerbetener E-Mail-Werbung ausgehen, deutlich zuriicktreten.

Eine andere Beurteilung wére zwar denkbar, wenn der Inhaber einer E-Mail Adres-
se miihelos anzeigen kdnnte, daB er kein derartiges Werbematerial in seinem vir-
tuellen Briefkasten wiinscht. Bislang gibt es aber keine Méglichkeit, die mit dem

Aufkleber ,Keine Werbung, auf einem gewdhnlichen Briefkasten vergleichbar wére.

‘Auf Filterprogramme muf sich ein Nutzer schon wegen der Kosten nicht verweisen

lassen; zudem sind entweder nicht geeignet, eine dem Aufkleber entsprechende
Wirkung zu erzielen oder schranken die Funktionalitat der Mailbox unzumutbar ein
(vgl. dazu naher Fikentscher/Maller, NJW 1998, 1337 <1342 f. >). Sog. ,opt-out,-
Register, in die sich alle Nutzer, die die Zusendung von Werbung nicht wiinschen,
kostenlos eintragen kénnen und die vom Werbenden beachtet werden missen,

sind bislang nicht eingerichtet worden.

Das Ergebnis verstoRt nicht gegen Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 97/7/EG des Euro- |
paischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 (iber den Verbraucher-
schutz bei Vertragsabschlissen im Fernabsatz. Die Richtlinie enthélt nur Mindest-
regelungen, hindert die Mitgliedstaaten also grundsétzlich nicht an einem weiterge-
henden Schutz der Verbraucher (BGH NJW 2000, 2677 <2678>; vgl. auch die Be-
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grindung zum Gesetz (iber Fernabsatzvertrage und andere Fragen des Verbrau-
cherrechts, BT-Drucks 14/2658, S. 24).

2. Nach diesen Grundsatzen beeintrachtigte die Ubersendung der E-Mail aus dem

System des Beklagten eine absolut geschitzte Rechtsposition des Klagers.

a) Bei der E-Mail handelte es sich um Werbung. Daf darin keine Produkte ange-
priesen wurden, ist unmaRgeblich, denn das Verbot unerbétehef Werbungj bezieht
sich nicht nur auf produktbezogene, sondern auch auf unternehmensbezogene
Werbung (so zutreffend Weidert, Anm. zu LG Kiel v. 20. Juni 2000 - 8 S 263/99 -,
EWIR 2001, 135 <136>), also auf MaBnahmen, die dazu beitragen, ein Unterneh-
men beim Verbraucher bekannt zu machen. Hierzu war die beanstandete Mail, aus
der sich Name und Geschéftsbereich des Betriebs (,HandyNow,), Telefon-, Telefa-

xnummern fir Service und -Bestellungen sowie die Internetadressen ergaben, ge-

eignet.

Der Werbecharakter der Mail entféllt nicht dadurch, daR der Beklagte meinte, eine
Bestatigung im Sinne des § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB zu versenden. Abgesehen da-

von, dal auch eine solche Bestatigung im Einzelfall als unerbetene E-Mail zu qua-

lifizieren sein kann, ist die Vorschrift nicht einschlagig. Sie regelt die Bestellung von

Waren und Dienstleistungen, also Willenserklarungen, die zum AbschluB eines
Vertrages fuhren. Demgegeniiber handelt es sich bei der ,Bestellung, des vom
Beklagten angebotenen Newsletters lediglich um die unverbindliche Bitte, regel-

maRig vom Angebot des Unternehmens informiert zu werden.

b) Der Beklagte hat nicht glaubhaft gemacht, da der Kléger mit der Ubersendung
der E-Mail einverstanden war. Die vorgelegten eidesstattlichen Versicherungen,
wonach der Beklagte und seine Mitarbeiter zu keiner Zeit E-Mail-Adressen gekauft

oder sonstwie erworben und in das Computerprogramm von ,HandyNow, eingele-
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sen haben. reichen hierzu nicht aus. Es bleibt die - nicht fernliegende - Méglichkeit,
daR Name und E-Mail-Anschrift des Klagers ohne dessen Einwilligung von einem

_Besucher, der Internetseiten des Beklagten eingegeben wurden.

Entgegen der Ansicht des Beklagten ist es nicht unbillig, ihm die Beweis- bzw.
Glaubhaftmachungslast hinsichtlich des Einverstandnisses des Klagers aufzuerle-
gen. Wie eingangs dargelegt, muf er davon ausgehen, daf Inhaber virtueller
Postfacher die Zusendung unerbetener E-Mails aus seinem Unternehmen nicht
wanschen. Er muB deshalb dafdr Sorge tragen, nur mit Verbrauchern in Kontakt zu
treten, die hiermit einverstanden sind. Sein bisheriges System, bei dem Interessen-
ten ihren Namen und ihre E-Mail-Anschrift auf seinen Internetseiten hinterlassen
konnten, eignet sich wegen der naheliegenden MiRbrauchsgefahr dazu nicht. Da
es jedermann méglich ist, beliebige Adressen einzutippen, kann der Beklagte nicht
darauf vertrauen, d_aB die E-Mail-Adressen, an die der Newsletter geschickt werden
soll, tatsachlich von ihrem Inhaber oder einem sonstigen Berechtigten in das Sy-
stem eingegeben worden ist. Zu bedenken ist auch, da dem MiRbrauch seitens
werbender Unternehmen Tur und Tor gedffnet wére, wenn das vom Beklagten
verwendete System genugte, um ein Einverstandnis des Empfangers darzulegen.
Auch das Unternehmen, welches E-Mail-Adressen gekauft und in sein System ein-

gespeist hatte, kénnte dann behaupten, die Adressen seien von Besuchern ihrer

Internetseiten angegeben worden.

c) Die flr einen Unterlassungsanspruch erforderliché Wiederholungsgefahr wird
aufgrund der einmal erfolgten rechtswidrigen Beeintrachtigung und der Weigerung
des Beklagten, eine strafbewehrte Unterlassungserklarung zu unterschreiben, ver-
mutet. Zudem raumt der Beklagte ein, dal das von ihm verwendete Computersy-
stem selbsttatig Mails an die Adressen verschickt, die auf seiner Internetseite bei
der Anmeldung fir ein Newsletter-Abonnement hinterlassen werdeh. Da es auch

kiinftig jedermann moglich ware, die Adresse des Klagers einzugeben, wenn der
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Beklagte sein bisheriges System beibehilt, liegt die Wiederholungsgefahr auf der
Hand. |

d) Die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs stellt trotz der verhaltnisma-
Rig geringfugigen Belastigung, die von der Mail des Beklagten ausgegangen ist,
keinen Rechtsmiflbrauch des Klégers dar. Denn er kann einer Ausuferung der nicht
unerheblichen Belastigungen, die von Werbemails in ihrer Gesamtheit ausgehen,
nur wirksam begegnen, wenn er gegen jeden Absender einer. unerwunschten Mail
vorgeht. Aus diesem Grund rechtfertigt bereits eine vereinzelte unerwiinschte Sen-

dung den Abwehranspruch (ebenso BGH NJW 1989, 902 <903> und OLG KolIn
WRP 1992, 258 <259> fur die Briefkastenwerbung). |

Die Rechtsverfolgung des Klégers ist auch unter den anderen vom Beklagten ge-
nannten Gesichtspunkten nicht rechtsmiBbrauchlich. Weder ist es'zu miBbilligen,
daf sich der Klager von seinem Lebensgefahrten vertreten [aRt und auch weitere
Versender unerbetener E-Mails auf Unterlassung in Anspruch nimmt, noch fuhrt die
Nonsens-Mall,,, die der Beklagte Ende November 2001 vom Klager erhalten hat,
zu einer Verwirkung des Unterlassungsanspruchs. Dabei kann ‘dahinstehen, ob die
Mail auf einen technischen Fehler bzw. einen Virus zuruickgeht. Selbst wenn der
Klager die Mail bewuft an den Beklagten geschickt hatte, ware er nicht gehindert,
das vorliegende Verfahren weiter zu betreiben. Die ,Nonsens-Mail, berechtigte den

Beklagten allenfalls, seinerseits Unterlassung zu verlangen.

Il. Der Klager kann seinen Unterlassungsanspruch im einstweiligen Verﬁ]gungsver-'
fahren durchsetzen. Ein Verfugungsgrund im Sinne der §§ 935, 940 ZPO ist gege-
ben, weil andernfalls ein effektiver Rechtsschutz nicht gewahrleistet, die Verwirkli-
chung des Individualanspruch mithin gefahrdet ware. Der Klager muf mit weiteren
Rechtsverletzungen durch den Beklagten rechnen. Diese sind geeignet, zu unzu-

mutbaren Belastigungen zu fihren und kénnen deshalb im Eilverfahren abgewehrt

werden.
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Die von dem Beklagten ausgehende Gefahr kiinftiger Belastigungen ist nicht so
gering, als daf ihre Abwehr im Eilrechtsschutz unverhéltniéméf&ig wére. Dabei
kommt es entgegen der Auffassung des LG Karlsruhe (MMR 2002, 402) nicht dar—
auf an, ob die Belastigung, die von der Zusendung einer einzelnen Nachricht aus-
geht, so gering ist, daf} sie isoliert gesehen keine Inanspruchnahme von Eilrechts-
schutz rechtfertigt. Die drohende Beeintrachtigung der Rechtspositioh des Klagers,
die er nicht bis zum Abschlul eines Hauptsacheverfahrens hinzunehmen praucht,
liegt angesichts der Ausweitung von Werbe-E-Mails in der Gefahf, taglich éine Un-
zahl solcher Mitteilungen zu erhalten. Jeder Werbende, der eine unerbetene Mail
an den Klager geschickt hat, trégi zu dieser Gefahr bei. Bei Beriuicksichtigung der
Belastigungen, die fir den Klager entstehen kénnen, wenn ihm jedermann unauf-
gefordert E-Mail-Werbung zusenden durfte, kann sich der einzelne Absender nicht
darauf berufen, von ihm sei nur eine unwesentliche Beeintrachtigung ausgegangen

bzw. kiinftig zu erwarten. Er ist fur die drohende unzumutbare Beldstigung des K-

" gers durch massenhafte Werbe-E-Mail mitverantwortlich und kann déshalb - Wie-

derholungsgefahr vorausgesetzt - auch nach Zu'SendUng nur einer E-Mail per

einstweiliger Verfigung auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.

Berucksichtigung findet der Grad der Belastigung, der von dem einzelnen Werben-
den ausgeht, allerdings bei der Festsetzung des Streitwerts; er ist aulerhalb des
Wettbewerbsrechts im einstweiligen Verfigungsverfahren im Regelfall, und so

auch hier, mit 1.000.- EUR zu bemessen.
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B. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Das Urteil ist ohne weiteres
vollstreckbar, da eine Revision nicht stattfindet (542 Abs. 2 Satz 1 n.F. ZPO).

Neuhaus Richter am Kammergericht - Stresemann
Sieveking befindet sich in Urlaub "
und kann deshalb nicht unter-
schreiben.
Neuhaus
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KAMMERGERICHT

[m Namen des Volkes

Geschiftsnummer:

10U 54/02
16 0 626/01 LG Berlin

In dem einstweiligen Verfuigungsverfahren

des Kaufmanns

D- StraRe

- Verfahrensbevollméachtigte:
Rechtsanwalte HE
und STD TellE,

gegen

den Journalisten AR i}
e U .

- Verfahrensbevollmachtigter:

Rechtsanwalt LY )
r 1
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20. Juni 2002
Misiek,
Justizobersekretéarin

Verfiigungsbeklagten
und Berufungskléagers,

-
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Verfugungsklager
und Berufungsbeklagten,

http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

B

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 21.05.2024)

Internet-Zeitschrift fiir Rechtsinformatik und Informationsrecht - htt

hat
vom 20. Juni 2002 unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richiers am Kammergerichi
Neuhaus, des Richiers am Kammergerichi Sieveking und der Richierin am Kam-

mergerichi Dr. Stresemann fiir Recht erkannt:

I.  Die Berufung des Veriligungsbeklagien gegen das Urleil
des Lat mdg@ richis Berlin vom 10. Januar 2002 - 16 O 626/02 -
wird auf seine Kosien zurlickgewiesen.

Il Das Urieil ist vorldufig vollsirecidoar.

n
=
=
u?
=

thestand

Der Verfigungsklager ((ma@hf@ﬂg@m: Klager) macht gegen den \/@u"ﬁ"ﬂgungsb@kﬂ@g
ten (nachfolgend: Beklagter), der im Internet Mobilielefone nebsi Zubehor vertreibs,

N Unterlassungsanspruch wegen unerbetener E-Mail-Werbung geliend.

Die Internei-Seiten des Beklagien sind unter ,www.handynow.de, abrufbar. Auf

eine der Seiten wurde auf ein E-Mail-Newsletter hingewiesen; nach dem Anklicken

der dazugehdrigen Schaliilache ging ein Fenster auf, in das unter dem Hinweis

Newsletter Abonnement - Anmelden - Ja, ich méchie 1-2 mal pro Monai tiber Pro-

dukiinformationen, akiuvelle Angeboie und Neuigkeiten per eMail informiert werden,

Name und E-Mail-Anschrift des Interessenien eingetragen werden konnien. Nach-

folgend versandie das Computerprogramm selbstiéiig eine E-Mail an die angege-

ben Adresse mit der Aufforderung, die Newsletter-Anmeldung durch Anklicken ei-

nes Links zu bestaiigen.
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An die — auch privat genutzte - E-Mail-Anschrift des Klagers gelangte im Oktober
2001 eine solche Nachricht des Beklagten mit der Aufforderung, seine (des Kla-

gers) Newsletter-Anmeldung zu bestatigen.

Der Klager, der behauptet, auf den Internetseiten des Beklagten keinen ,News-
letter, bestellt und hiermit auch keinen Dritten beauftragt zu haben, hat im Novem-
ber 2001 eine einstweilige Verfligung erwirkt, mit der dem Beklagten bei Vermei-
dung der gesetzlichen Ordnungsmittel untersagt worden ist, im Wege der E-Mail-
Werbung an den Kléager unter der Adres'se- h‘eranz’utreten, es sei
denn, der Klager habe der jeweiligen Sendung zuvor zugestimmt oder das Einver-

standnis kénne vermutet werden.

Auf den Widerspruch des Beklagten hat das Landgericht die einstweilige Verfi-
gung mit Urteil vom 10. Januar 2002 bestatigt und zur Begriundung ausgefihrt: Die
Versendung von Werbe-E-Mails greife in das allgemeine Personlichkeitsrecht des
Empfangers ein, weil dieser die Mail nur unter Verursachung von eigenen Kosten
Iésen und Uberhaupt als Werbung erkennen kénne. Gerechtfertigt sei der EinQriff
nur dann, wenn der Empfénger der Werbung zugestimmt habe oder das Einver-
standnis vermutet werden kénne. Das habe der Beklagte jédoch nicht glaubhaft
gemacht. Aus seiner eidesstattliche Versicherung, keine fremden E-Mail-Adressen
in das von ihm verwendete Computerprogramm ein_gegeben zu haben, folge nicht,
daf’ der Klager um die Zusendung des Newsletter gebeten habe. Wegen des wei-
teren Inhalts des Urteils wird auf den Tatbestand und die Griinde der angefochte-

nen Entscheidung verwiesen.

Mit seiner rechtzeitig eingelegten und begriindeten Berufung macht der-Beklagte
geltend: Das angegriffene Urteil verletze geltendes Recht. Das Landgericht habe
verkénnt, daf} Stérungen einen Mindestgrad individueller Beeintrachtigung aufwei-
sen mU{Sten, um rechtlich relevant zu sein. Dieser Grad sei vorliegend nicht er-

reicht. Es entspreche der normalen Verhaltensweise eines Benutzers im Internet,
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jedes Mal, wenn er sein virtuelles Postfach 6ffne, erst einmal allen Mull zu leeren,
d.h. erkennbar unerwiinschte Mails oder solche von unbekannten Absendern nicht
zu 6ffnen, sondern anzuklicken und zu I6schen. Hierdurch wiirden keinerlei Res-
sourcen verbraucht; der Zeitaufwand betrage kaum eine Sekunde. Die Postfacher
verstopften heute auch nicht mehr, da der individuelle Speicherplatz pro Nutzer

erheblich ausgeweitet worden sei.

Unzutreffend sei die Charakterisierung der beanstandeten Mail aIs Werbung. Mit

der Mail sei kein Produkt angepriesen worden. Er, der Beklagte sei Iedlgllch seiner
Pflicht geméaR § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB nachgekommen, wonach ein Unternehmer
dem Kunden dessen Bestellung unverziiglich auf elektronischem Wege zu bestati-

gen habe.

Ferner sei die Beweislastverteilung des Landgerichts unbillig. Auch wenn er erfas-
sen wirde, von welchen Computern aus auf seinen Internetseiten Bestellungen
erfolgten, kénnte dieses System in verschiedenster Weise unterlaufen werden.
Folglich werde von ihm eine Glaubhaftmachung verlangt, die er*"nierhals erbringen

koénne.

Jedenfalls aber sei die Beléstigung des Klagers nicht so gravierend, als daf} dié

Zubilligung von Eilrechtsschutz erforderlich sei.
Der Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil zu &ndern und die einstweilige Ver-
fugung vom 22. November 2001 - 16 O 626/01 - aufzuheben.

Der Klager beantragt,

die Berufung zurickzuweisen.

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 21.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf den vorgetragenen Inhalt der

zwischen ihnen gewechselten Schriftsétze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

A. Die zulassige Berufung ist unbegriindet. Das Landgericht hat die beantragte

einstweilige Verfugung zu Recht erlassen und im angefochtenen Urteil bestétigt.

I. 1. Dem Klager steht aus seinem allgemeine Persénlichkeitsrecht ein Anspruch
gegen den Beklagte{n zu, die Zusendung unverlangter E-Mail-Werbung zu unterlas-
sen (8§ 823 Abs. 1, 1004 BGB). Das allgemeine Personlichkeitsrecht umfat die
aus dém Selbstbestimmungsrecht folgende Befugnis des Einzelnen, selbst zu ent-
Scheiden, ob und inwieweit er auf seinef elektronisch Mailbox Werbung empfahgen
will. Wegen des zeitlichen und finanziellen Aufwands, der mit dem Abrufen uhd
Léschen von E-Mail-Werbung verbunden ist, kann der Absendervnicht annehmen,
der Empfénger billige die Werbesendung oder stehe ihr zumindest indifferent ge-
genuber. Anders als bei gewdhnlicher Briefkastenwerbung muf er daher auch oh-
ne ausdricklichen Sperrvermerk davon ausgehen, dal die Zusehdung von Wer-
bung grundsétzlibh unerwinscht ist. MiRachtet er dies, liegt eine rechtswidrige Be-
eintrachtigung der Individualsphére des Empféangers vor, die einen Unterlassungs-
anspruch aus den §§ 823 Abs. 1, 1004 BGB begriindet (im Ergebnis ebenso: LG
Augsburg NJW-CoR 1999, 52; LG Berlin MMR 2000, 571; LG Hamburg MMR
1999, 248; LG Karlsruhe MMR 2002, 402: AG Brakel NJW 1998, 3209; AG Char-
lottenburg MMR 2000, 775; AG Essen-Borbeck MMR 2001, 261; Staudinger-
Hager, BGB, 13. Bearb. 1999, Rdn. C 237 zu § 823 BGB; Fikentscher/Méllers,
NJW 1998, 1337 <1343>; Hoeren/Oberscheidt VuR 1999, 371 <381>; Schmitt-
mann K & R 2002, 135 <138>; im Grundsatz wohl auch LG Kiel NJW-RR 2001,
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412 <413 f.>: a.A. LG Braunschweig NJW-RR 2000, 924; AG Kiel NJW-CoR 2000,
49; Vehslage GRUR 1999, 656 <659>).

Das aus den Artikeln 1 und 2 des Grundgesetzes abgeleitete allgemeine Persén-
lichkeitsrecht schitzt den Einzelnen in seiner Privat- und Individualsphare. Die
Rechtsprechung hat hieraus das Recht des Einzelnen abgeleitet, sich gegen eine
Beeintrachtigung dieser Sphare durch Aufdrangen unerwiinschten Werbematerials
zur Wehr zu setzen (BGH NJW 1989, 902 <903>; vgl. auch Staudinger-Haber-
mann/Weick, BGB, 13. Bearb. 1995, Vorbem zu § 1 BGB).‘Débei kann es im Er-
gebnis keinen Unterschied machen, ob die Werbung tiber den realen Briefkasten in
den raumlich-gegenstandlichen Eigenbereich des Empféngers eindringt (in wel- -
chem Fall Unterlassungsanspriiche aus Besitz und Eigentum bestehen, vgl. BGH
a.a.0.) oder uber ein virtuelles Postfach in dessen Individualsphéare gelangt. Zwar
sind in einem Fall Eigentum und Besitz, im anderen Fall hingegen ,nur, relative
Werte wie Vermogen und Zeitaufwand beriihrt. In Wahrheit geht es aber auch dem
Inhaber eines Briefkastens weniger um den Schutz des Eigentums als um die Be-

achtung seines Willens, den Briefkasten nicht durch den Einwurf von Werbemate-

" rial miRbraucht zu sehen (&hnlich Weise GRUR 1989, 653 <656>). Dieses Selbst-

bestimmungsrecht besteht unabhangig von der Beschaffenheit des Briefkastens

als reale oder virtuelle Einrichtung. MaRgeblich ist vielmehr, daf die Einrichtung der
geschutzten Sphéare des Empféngefs zuzuordnen ist, in der sein Wille den‘ Interes-
sen der (Werbe-) Wirtschaft vorgeht. Das ist bei einer E-Mailbox ebenso anzuneh-

‘men wie bei einem realen Briefkasten.

Bei der gewdhnlichen Briefkastenwerbung kann das werbende Unternehmen aller-
dings zunachst davon ausgehen, dal der Empfanger diese Art von Werbung billigt
oder jedenfalls - weil sie ohne besondere Miihe und Kosten aus der Post auszu-
sondern ist - hinnimmt. Erst wenn dem Werbenden eine entgegenstehende Wil-
lensaulerung des Empfangers bekannt wird - etwa in Form eines Aufklebers am

Briefkasten (,Keine Werbung,) - muB er den Einwurf unterlassen.
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Bei E-Mail-Werbung hingegen kann der Werbende eine mindestens indifferente
Haltung des Empfangers nicht unterstellen, denn die unverlangte elektronische
Post belastigt diesen in weitaus starkerem MaRe. Das Leeren des elektronischen
Briefkastens verursacht Kosten, die sich aus den Telefonkosten, den Nutzungsge-
buhren des Netzbetreibers und den Stromkosten des Computers zusammenset-
2en. Auch wenn diese pro Mail sehr gering sind (siehe allerdings die Darstellung
von Schmittmann, K&R 2002, 135 ff., wonach sich selbst die Kosten einer Mail im
Einzelfall auf 6 Cent belaufen konnen) hat der Werbende keinen AnlaR anzuneh-
men, dal der Adressat bereit ist, sie zu tragen. Zudem sind aus Sicht des Empfan-
gers nicht die\GebUhren fr den Abruf einer einzelnen Mail maRgeblich, sondern
die Kosten, die bei ihm eingehende unerbetene Werbemails insgesamt verursa-
chen und mit zunehmender Verbreltung dieser Werbemethode kiinftig verursachen
werden. Da Werbung per E-Mail massenhaft und wesentlich billiger als mittels Brief
oder Telefax versandt werden kann, tragt diese Werbeart in besonderem Mafe
den ,Keim zu einem immer weiteren Um5|chgre|fen,,. Dieser, vom Bundesgerichts-
hof im Rahmen von § 1 UWG beriicksichtigte Umstand (NJW 1988, 1670 <1671>),
flieRt auch bei der Beurteilung ein, ob sich die mit der E-Mail-Werbung verbundene
Belastigung nicht interessierter Empfanger noch in einem Rahmen bewegt, der den

Schlu® auf ihr Einverstandnis mit dieser Werbemethode rechtfertigt.

Des weiteren steht der nicht unerhebliche zeitliche Aufwand fiir das Aussortieren
vder Werbe-E-Mails aus dén ubrigen Sendungen der Annahme entgegen, der
Empfanger habe gegen die Ubersendung von E-Mail-Werbung nichts einzuwen-
den. Zwar kénnen Mitteilungen in einem Bruchteil einer Sekunde ungedffnet ge-
I6scht werden. Jedoch muR der Empfanger die Eingange uberprifen, also Wer-
bemitteilungen von ,echten, E-Mails trennen. Das nimmt Zeit in Anspruch - zumal
sich aus der Betreffzeile in der Regel nicht ersehen laRt, daR es sich um Werbung
handelt - und muf wegen der Gefahr von Viren und der Mdglichkeit, versehentlich

erwinschte Post zu I6schen, auch sorgfaltig erfolgen. Wenn taglich 50 unverlangte
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Werbesendungen aussortiert werden missen, steht der Belastigungseffekt auller

Frage.

Der Werbende kann auch nicht annehmen, daf der Empfénger die Belastigungen,
um der Informétion zum Leistungsangebot seines Unternehmens willen hinnimmt.
Wer einen elektronischen Briefkasten unterhalt, ist in der Lage, sich im Internet
mithilfe von Suchbegriffen gezielt Angebote des werbenden Unternehmens her-
auszusuchen, wenn solche gewinscht sind. Das schliet zwar nicht aus, da auch
eine unerbetene Werbung im Einzelfall fir den Empfanger v;)n Interesse iifist, laRkt
jedoch das Gewicht des Informationsinteresse gegeniber den Beeintrachtigungen,

die von unerbetener E-Mail-Werbung ausgehen, deutlich zuriicktreten.

Eine andere Beurteilung wére zwar denkbar, wenn der Inhaber einer E-Mail Adres-
se miihelos anzeigen kdnnte, daB er kein derartiges Werbematerial in seinem vir-
tuellen Briefkasten wiinscht. Bislang gibt es aber keine Méglichkeit, die mit dem

Aufkleber ,Keine Werbung, auf einem gewdhnlichen Briefkasten vergleichbar wére.

‘Auf Filterprogramme muf sich ein Nutzer schon wegen der Kosten nicht verweisen

lassen; zudem sind entweder nicht geeignet, eine dem Aufkleber entsprechende
Wirkung zu erzielen oder schranken die Funktionalitat der Mailbox unzumutbar ein
(vgl. dazu naher Fikentscher/Maller, NJW 1998, 1337 <1342 f. >). Sog. ,opt-out,-
Register, in die sich alle Nutzer, die die Zusendung von Werbung nicht wiinschen,
kostenlos eintragen kénnen und die vom Werbenden beachtet werden missen,

sind bislang nicht eingerichtet worden.

Das Ergebnis verstoRt nicht gegen Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 97/7/EG des Euro- |
paischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 (iber den Verbraucher-
schutz bei Vertragsabschlissen im Fernabsatz. Die Richtlinie enthélt nur Mindest-
regelungen, hindert die Mitgliedstaaten also grundsétzlich nicht an einem weiterge-
henden Schutz der Verbraucher (BGH NJW 2000, 2677 <2678>; vgl. auch die Be-
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grindung zum Gesetz (iber Fernabsatzvertrage und andere Fragen des Verbrau-
cherrechts, BT-Drucks 14/2658, S. 24).

2. Nach diesen Grundsatzen beeintrachtigte die Ubersendung der E-Mail aus dem

System des Beklagten eine absolut geschitzte Rechtsposition des Klagers.

a) Bei der E-Mail handelte es sich um Werbung. Daf darin keine Produkte ange-
priesen wurden, ist unmaRgeblich, denn das Verbot unerbétehef Werbungj bezieht
sich nicht nur auf produktbezogene, sondern auch auf unternehmensbezogene
Werbung (so zutreffend Weidert, Anm. zu LG Kiel v. 20. Juni 2000 - 8 S 263/99 -,
EWIR 2001, 135 <136>), also auf MaBnahmen, die dazu beitragen, ein Unterneh-
men beim Verbraucher bekannt zu machen. Hierzu war die beanstandete Mail, aus
der sich Name und Geschéftsbereich des Betriebs (,HandyNow,), Telefon-, Telefa-

xnummern fir Service und -Bestellungen sowie die Internetadressen ergaben, ge-

eignet.

Der Werbecharakter der Mail entféllt nicht dadurch, daR der Beklagte meinte, eine
Bestatigung im Sinne des § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB zu versenden. Abgesehen da-

von, dal auch eine solche Bestatigung im Einzelfall als unerbetene E-Mail zu qua-

lifizieren sein kann, ist die Vorschrift nicht einschlagig. Sie regelt die Bestellung von

Waren und Dienstleistungen, also Willenserklarungen, die zum AbschluB eines
Vertrages fuhren. Demgegeniiber handelt es sich bei der ,Bestellung, des vom
Beklagten angebotenen Newsletters lediglich um die unverbindliche Bitte, regel-

maRig vom Angebot des Unternehmens informiert zu werden.

b) Der Beklagte hat nicht glaubhaft gemacht, da der Kléger mit der Ubersendung
der E-Mail einverstanden war. Die vorgelegten eidesstattlichen Versicherungen,
wonach der Beklagte und seine Mitarbeiter zu keiner Zeit E-Mail-Adressen gekauft

oder sonstwie erworben und in das Computerprogramm von ,HandyNow, eingele-
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sen haben. reichen hierzu nicht aus. Es bleibt die - nicht fernliegende - Méglichkeit,
daR Name und E-Mail-Anschrift des Klagers ohne dessen Einwilligung von einem

_Besucher, der Internetseiten des Beklagten eingegeben wurden.

Entgegen der Ansicht des Beklagten ist es nicht unbillig, ihm die Beweis- bzw.
Glaubhaftmachungslast hinsichtlich des Einverstandnisses des Klagers aufzuerle-
gen. Wie eingangs dargelegt, muf er davon ausgehen, daf Inhaber virtueller
Postfacher die Zusendung unerbetener E-Mails aus seinem Unternehmen nicht
wanschen. Er muB deshalb dafdr Sorge tragen, nur mit Verbrauchern in Kontakt zu
treten, die hiermit einverstanden sind. Sein bisheriges System, bei dem Interessen-
ten ihren Namen und ihre E-Mail-Anschrift auf seinen Internetseiten hinterlassen
konnten, eignet sich wegen der naheliegenden MiRbrauchsgefahr dazu nicht. Da
es jedermann méglich ist, beliebige Adressen einzutippen, kann der Beklagte nicht
darauf vertrauen, d_aB die E-Mail-Adressen, an die der Newsletter geschickt werden
soll, tatsachlich von ihrem Inhaber oder einem sonstigen Berechtigten in das Sy-
stem eingegeben worden ist. Zu bedenken ist auch, da dem MiRbrauch seitens
werbender Unternehmen Tur und Tor gedffnet wére, wenn das vom Beklagten
verwendete System genugte, um ein Einverstandnis des Empfangers darzulegen.
Auch das Unternehmen, welches E-Mail-Adressen gekauft und in sein System ein-

gespeist hatte, kénnte dann behaupten, die Adressen seien von Besuchern ihrer

Internetseiten angegeben worden.

c) Die flr einen Unterlassungsanspruch erforderliché Wiederholungsgefahr wird
aufgrund der einmal erfolgten rechtswidrigen Beeintrachtigung und der Weigerung
des Beklagten, eine strafbewehrte Unterlassungserklarung zu unterschreiben, ver-
mutet. Zudem raumt der Beklagte ein, dal das von ihm verwendete Computersy-
stem selbsttatig Mails an die Adressen verschickt, die auf seiner Internetseite bei
der Anmeldung fir ein Newsletter-Abonnement hinterlassen werdeh. Da es auch

kiinftig jedermann moglich ware, die Adresse des Klagers einzugeben, wenn der
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Beklagte sein bisheriges System beibehilt, liegt die Wiederholungsgefahr auf der
Hand. |

d) Die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs stellt trotz der verhaltnisma-
Rig geringfugigen Belastigung, die von der Mail des Beklagten ausgegangen ist,
keinen Rechtsmiflbrauch des Klégers dar. Denn er kann einer Ausuferung der nicht
unerheblichen Belastigungen, die von Werbemails in ihrer Gesamtheit ausgehen,
nur wirksam begegnen, wenn er gegen jeden Absender einer. unerwunschten Mail
vorgeht. Aus diesem Grund rechtfertigt bereits eine vereinzelte unerwiinschte Sen-

dung den Abwehranspruch (ebenso BGH NJW 1989, 902 <903> und OLG KolIn
WRP 1992, 258 <259> fur die Briefkastenwerbung). |

Die Rechtsverfolgung des Klégers ist auch unter den anderen vom Beklagten ge-
nannten Gesichtspunkten nicht rechtsmiBbrauchlich. Weder ist es'zu miBbilligen,
daf sich der Klager von seinem Lebensgefahrten vertreten [aRt und auch weitere
Versender unerbetener E-Mails auf Unterlassung in Anspruch nimmt, noch fuhrt die
Nonsens-Mall,,, die der Beklagte Ende November 2001 vom Klager erhalten hat,
zu einer Verwirkung des Unterlassungsanspruchs. Dabei kann ‘dahinstehen, ob die
Mail auf einen technischen Fehler bzw. einen Virus zuruickgeht. Selbst wenn der
Klager die Mail bewuft an den Beklagten geschickt hatte, ware er nicht gehindert,
das vorliegende Verfahren weiter zu betreiben. Die ,Nonsens-Mail, berechtigte den

Beklagten allenfalls, seinerseits Unterlassung zu verlangen.

Il. Der Klager kann seinen Unterlassungsanspruch im einstweiligen Verﬁ]gungsver-'
fahren durchsetzen. Ein Verfugungsgrund im Sinne der §§ 935, 940 ZPO ist gege-
ben, weil andernfalls ein effektiver Rechtsschutz nicht gewahrleistet, die Verwirkli-
chung des Individualanspruch mithin gefahrdet ware. Der Klager muf mit weiteren
Rechtsverletzungen durch den Beklagten rechnen. Diese sind geeignet, zu unzu-

mutbaren Belastigungen zu fihren und kénnen deshalb im Eilverfahren abgewehrt

werden.
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Die von dem Beklagten ausgehende Gefahr kiinftiger Belastigungen ist nicht so
gering, als daf ihre Abwehr im Eilrechtsschutz unverhéltniéméf&ig wére. Dabei
kommt es entgegen der Auffassung des LG Karlsruhe (MMR 2002, 402) nicht dar—
auf an, ob die Belastigung, die von der Zusendung einer einzelnen Nachricht aus-
geht, so gering ist, daf} sie isoliert gesehen keine Inanspruchnahme von Eilrechts-
schutz rechtfertigt. Die drohende Beeintrachtigung der Rechtspositioh des Klagers,
die er nicht bis zum Abschlul eines Hauptsacheverfahrens hinzunehmen praucht,
liegt angesichts der Ausweitung von Werbe-E-Mails in der Gefahf, taglich éine Un-
zahl solcher Mitteilungen zu erhalten. Jeder Werbende, der eine unerbetene Mail
an den Klager geschickt hat, trégi zu dieser Gefahr bei. Bei Beriuicksichtigung der
Belastigungen, die fir den Klager entstehen kénnen, wenn ihm jedermann unauf-
gefordert E-Mail-Werbung zusenden durfte, kann sich der einzelne Absender nicht
darauf berufen, von ihm sei nur eine unwesentliche Beeintrachtigung ausgegangen

bzw. kiinftig zu erwarten. Er ist fur die drohende unzumutbare Beldstigung des K-

" gers durch massenhafte Werbe-E-Mail mitverantwortlich und kann déshalb - Wie-

derholungsgefahr vorausgesetzt - auch nach Zu'SendUng nur einer E-Mail per

einstweiliger Verfigung auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.

Berucksichtigung findet der Grad der Belastigung, der von dem einzelnen Werben-
den ausgeht, allerdings bei der Festsetzung des Streitwerts; er ist aulerhalb des
Wettbewerbsrechts im einstweiligen Verfigungsverfahren im Regelfall, und so

auch hier, mit 1.000.- EUR zu bemessen.
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B. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Das Urteil ist ohne weiteres
vollstreckbar, da eine Revision nicht stattfindet (542 Abs. 2 Satz 1 n.F. ZPO).

Neuhaus Richter am Kammergericht - Stresemann
Sieveking befindet sich in Urlaub "
und kann deshalb nicht unter-
schreiben.
Neuhaus
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KAMMERGERICHT

[m Namen des Volkes

Geschiftsnummer:

10U 54/02
16 0 626/01 LG Berlin

In dem einstweiligen Verfuigungsverfahren

des Kaufmanns

D- StraRe

- Verfahrensbevollméachtigte:
Rechtsanwalte HE
und STD TellE,

gegen

den Journalisten AR i}
e U .

- Verfahrensbevollmachtigter:

Rechtsanwalt LY )
r 1
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20. Juni 2002
Misiek,
Justizobersekretéarin

Verfiigungsbeklagten
und Berufungskléagers,

-
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Verfugungsklager
und Berufungsbeklagten,
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hat
vom 20. Juni 2002 unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richiers am Kammergerichi
Neuhaus, des Richiers am Kammergerichi Sieveking und der Richierin am Kam-

mergerichi Dr. Stresemann fiir Recht erkannt:

I.  Die Berufung des Veriligungsbeklagien gegen das Urleil
des Lat mdg@ richis Berlin vom 10. Januar 2002 - 16 O 626/02 -
wird auf seine Kosien zurlickgewiesen.

Il Das Urieil ist vorldufig vollsirecidoar.

n
=
=
u?
=

thestand

Der Verfigungsklager ((ma@hf@ﬂg@m: Klager) macht gegen den \/@u"ﬁ"ﬂgungsb@kﬂ@g
ten (nachfolgend: Beklagter), der im Internet Mobilielefone nebsi Zubehor vertreibs,

N Unterlassungsanspruch wegen unerbetener E-Mail-Werbung geliend.

Die Internei-Seiten des Beklagien sind unter ,www.handynow.de, abrufbar. Auf

eine der Seiten wurde auf ein E-Mail-Newsletter hingewiesen; nach dem Anklicken

der dazugehdrigen Schaliilache ging ein Fenster auf, in das unter dem Hinweis

Newsletter Abonnement - Anmelden - Ja, ich méchie 1-2 mal pro Monai tiber Pro-

dukiinformationen, akiuvelle Angeboie und Neuigkeiten per eMail informiert werden,

Name und E-Mail-Anschrift des Interessenien eingetragen werden konnien. Nach-

folgend versandie das Computerprogramm selbstiéiig eine E-Mail an die angege-

ben Adresse mit der Aufforderung, die Newsletter-Anmeldung durch Anklicken ei-

nes Links zu bestaiigen.
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An die — auch privat genutzte - E-Mail-Anschrift des Klagers gelangte im Oktober
2001 eine solche Nachricht des Beklagten mit der Aufforderung, seine (des Kla-

gers) Newsletter-Anmeldung zu bestatigen.

Der Klager, der behauptet, auf den Internetseiten des Beklagten keinen ,News-
letter, bestellt und hiermit auch keinen Dritten beauftragt zu haben, hat im Novem-
ber 2001 eine einstweilige Verfligung erwirkt, mit der dem Beklagten bei Vermei-
dung der gesetzlichen Ordnungsmittel untersagt worden ist, im Wege der E-Mail-
Werbung an den Kléager unter der Adres'se- h‘eranz’utreten, es sei
denn, der Klager habe der jeweiligen Sendung zuvor zugestimmt oder das Einver-

standnis kénne vermutet werden.

Auf den Widerspruch des Beklagten hat das Landgericht die einstweilige Verfi-
gung mit Urteil vom 10. Januar 2002 bestatigt und zur Begriundung ausgefihrt: Die
Versendung von Werbe-E-Mails greife in das allgemeine Personlichkeitsrecht des
Empfangers ein, weil dieser die Mail nur unter Verursachung von eigenen Kosten
Iésen und Uberhaupt als Werbung erkennen kénne. Gerechtfertigt sei der EinQriff
nur dann, wenn der Empfénger der Werbung zugestimmt habe oder das Einver-
standnis vermutet werden kénne. Das habe der Beklagte jédoch nicht glaubhaft
gemacht. Aus seiner eidesstattliche Versicherung, keine fremden E-Mail-Adressen
in das von ihm verwendete Computerprogramm ein_gegeben zu haben, folge nicht,
daf’ der Klager um die Zusendung des Newsletter gebeten habe. Wegen des wei-
teren Inhalts des Urteils wird auf den Tatbestand und die Griinde der angefochte-

nen Entscheidung verwiesen.

Mit seiner rechtzeitig eingelegten und begriindeten Berufung macht der-Beklagte
geltend: Das angegriffene Urteil verletze geltendes Recht. Das Landgericht habe
verkénnt, daf} Stérungen einen Mindestgrad individueller Beeintrachtigung aufwei-
sen mU{Sten, um rechtlich relevant zu sein. Dieser Grad sei vorliegend nicht er-

reicht. Es entspreche der normalen Verhaltensweise eines Benutzers im Internet,
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jedes Mal, wenn er sein virtuelles Postfach 6ffne, erst einmal allen Mull zu leeren,
d.h. erkennbar unerwiinschte Mails oder solche von unbekannten Absendern nicht
zu 6ffnen, sondern anzuklicken und zu I6schen. Hierdurch wiirden keinerlei Res-
sourcen verbraucht; der Zeitaufwand betrage kaum eine Sekunde. Die Postfacher
verstopften heute auch nicht mehr, da der individuelle Speicherplatz pro Nutzer

erheblich ausgeweitet worden sei.

Unzutreffend sei die Charakterisierung der beanstandeten Mail aIs Werbung. Mit

der Mail sei kein Produkt angepriesen worden. Er, der Beklagte sei Iedlgllch seiner
Pflicht geméaR § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB nachgekommen, wonach ein Unternehmer
dem Kunden dessen Bestellung unverziiglich auf elektronischem Wege zu bestati-

gen habe.

Ferner sei die Beweislastverteilung des Landgerichts unbillig. Auch wenn er erfas-
sen wirde, von welchen Computern aus auf seinen Internetseiten Bestellungen
erfolgten, kénnte dieses System in verschiedenster Weise unterlaufen werden.
Folglich werde von ihm eine Glaubhaftmachung verlangt, die er*"nierhals erbringen

koénne.

Jedenfalls aber sei die Beléstigung des Klagers nicht so gravierend, als daf} dié

Zubilligung von Eilrechtsschutz erforderlich sei.
Der Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil zu &ndern und die einstweilige Ver-
fugung vom 22. November 2001 - 16 O 626/01 - aufzuheben.

Der Klager beantragt,

die Berufung zurickzuweisen.
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Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf den vorgetragenen Inhalt der

zwischen ihnen gewechselten Schriftsétze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

A. Die zulassige Berufung ist unbegriindet. Das Landgericht hat die beantragte

einstweilige Verfugung zu Recht erlassen und im angefochtenen Urteil bestétigt.

I. 1. Dem Klager steht aus seinem allgemeine Persénlichkeitsrecht ein Anspruch
gegen den Beklagte{n zu, die Zusendung unverlangter E-Mail-Werbung zu unterlas-
sen (8§ 823 Abs. 1, 1004 BGB). Das allgemeine Personlichkeitsrecht umfat die
aus dém Selbstbestimmungsrecht folgende Befugnis des Einzelnen, selbst zu ent-
Scheiden, ob und inwieweit er auf seinef elektronisch Mailbox Werbung empfahgen
will. Wegen des zeitlichen und finanziellen Aufwands, der mit dem Abrufen uhd
Léschen von E-Mail-Werbung verbunden ist, kann der Absendervnicht annehmen,
der Empfénger billige die Werbesendung oder stehe ihr zumindest indifferent ge-
genuber. Anders als bei gewdhnlicher Briefkastenwerbung muf er daher auch oh-
ne ausdricklichen Sperrvermerk davon ausgehen, dal die Zusehdung von Wer-
bung grundsétzlibh unerwinscht ist. MiRachtet er dies, liegt eine rechtswidrige Be-
eintrachtigung der Individualsphére des Empféangers vor, die einen Unterlassungs-
anspruch aus den §§ 823 Abs. 1, 1004 BGB begriindet (im Ergebnis ebenso: LG
Augsburg NJW-CoR 1999, 52; LG Berlin MMR 2000, 571; LG Hamburg MMR
1999, 248; LG Karlsruhe MMR 2002, 402: AG Brakel NJW 1998, 3209; AG Char-
lottenburg MMR 2000, 775; AG Essen-Borbeck MMR 2001, 261; Staudinger-
Hager, BGB, 13. Bearb. 1999, Rdn. C 237 zu § 823 BGB; Fikentscher/Méllers,
NJW 1998, 1337 <1343>; Hoeren/Oberscheidt VuR 1999, 371 <381>; Schmitt-
mann K & R 2002, 135 <138>; im Grundsatz wohl auch LG Kiel NJW-RR 2001,
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412 <413 f.>: a.A. LG Braunschweig NJW-RR 2000, 924; AG Kiel NJW-CoR 2000,
49; Vehslage GRUR 1999, 656 <659>).

Das aus den Artikeln 1 und 2 des Grundgesetzes abgeleitete allgemeine Persén-
lichkeitsrecht schitzt den Einzelnen in seiner Privat- und Individualsphare. Die
Rechtsprechung hat hieraus das Recht des Einzelnen abgeleitet, sich gegen eine
Beeintrachtigung dieser Sphare durch Aufdrangen unerwiinschten Werbematerials
zur Wehr zu setzen (BGH NJW 1989, 902 <903>; vgl. auch Staudinger-Haber-
mann/Weick, BGB, 13. Bearb. 1995, Vorbem zu § 1 BGB).‘Débei kann es im Er-
gebnis keinen Unterschied machen, ob die Werbung tiber den realen Briefkasten in
den raumlich-gegenstandlichen Eigenbereich des Empféngers eindringt (in wel- -
chem Fall Unterlassungsanspriiche aus Besitz und Eigentum bestehen, vgl. BGH
a.a.0.) oder uber ein virtuelles Postfach in dessen Individualsphéare gelangt. Zwar
sind in einem Fall Eigentum und Besitz, im anderen Fall hingegen ,nur, relative
Werte wie Vermogen und Zeitaufwand beriihrt. In Wahrheit geht es aber auch dem
Inhaber eines Briefkastens weniger um den Schutz des Eigentums als um die Be-

achtung seines Willens, den Briefkasten nicht durch den Einwurf von Werbemate-

" rial miRbraucht zu sehen (&hnlich Weise GRUR 1989, 653 <656>). Dieses Selbst-

bestimmungsrecht besteht unabhangig von der Beschaffenheit des Briefkastens

als reale oder virtuelle Einrichtung. MaRgeblich ist vielmehr, daf die Einrichtung der
geschutzten Sphéare des Empféngefs zuzuordnen ist, in der sein Wille den‘ Interes-
sen der (Werbe-) Wirtschaft vorgeht. Das ist bei einer E-Mailbox ebenso anzuneh-

‘men wie bei einem realen Briefkasten.

Bei der gewdhnlichen Briefkastenwerbung kann das werbende Unternehmen aller-
dings zunachst davon ausgehen, dal der Empfanger diese Art von Werbung billigt
oder jedenfalls - weil sie ohne besondere Miihe und Kosten aus der Post auszu-
sondern ist - hinnimmt. Erst wenn dem Werbenden eine entgegenstehende Wil-
lensaulerung des Empfangers bekannt wird - etwa in Form eines Aufklebers am

Briefkasten (,Keine Werbung,) - muB er den Einwurf unterlassen.
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Bei E-Mail-Werbung hingegen kann der Werbende eine mindestens indifferente
Haltung des Empfangers nicht unterstellen, denn die unverlangte elektronische
Post belastigt diesen in weitaus starkerem MaRe. Das Leeren des elektronischen
Briefkastens verursacht Kosten, die sich aus den Telefonkosten, den Nutzungsge-
buhren des Netzbetreibers und den Stromkosten des Computers zusammenset-
2en. Auch wenn diese pro Mail sehr gering sind (siehe allerdings die Darstellung
von Schmittmann, K&R 2002, 135 ff., wonach sich selbst die Kosten einer Mail im
Einzelfall auf 6 Cent belaufen konnen) hat der Werbende keinen AnlaR anzuneh-
men, dal der Adressat bereit ist, sie zu tragen. Zudem sind aus Sicht des Empfan-
gers nicht die\GebUhren fr den Abruf einer einzelnen Mail maRgeblich, sondern
die Kosten, die bei ihm eingehende unerbetene Werbemails insgesamt verursa-
chen und mit zunehmender Verbreltung dieser Werbemethode kiinftig verursachen
werden. Da Werbung per E-Mail massenhaft und wesentlich billiger als mittels Brief
oder Telefax versandt werden kann, tragt diese Werbeart in besonderem Mafe
den ,Keim zu einem immer weiteren Um5|chgre|fen,,. Dieser, vom Bundesgerichts-
hof im Rahmen von § 1 UWG beriicksichtigte Umstand (NJW 1988, 1670 <1671>),
flieRt auch bei der Beurteilung ein, ob sich die mit der E-Mail-Werbung verbundene
Belastigung nicht interessierter Empfanger noch in einem Rahmen bewegt, der den

Schlu® auf ihr Einverstandnis mit dieser Werbemethode rechtfertigt.

Des weiteren steht der nicht unerhebliche zeitliche Aufwand fiir das Aussortieren
vder Werbe-E-Mails aus dén ubrigen Sendungen der Annahme entgegen, der
Empfanger habe gegen die Ubersendung von E-Mail-Werbung nichts einzuwen-
den. Zwar kénnen Mitteilungen in einem Bruchteil einer Sekunde ungedffnet ge-
I6scht werden. Jedoch muR der Empfanger die Eingange uberprifen, also Wer-
bemitteilungen von ,echten, E-Mails trennen. Das nimmt Zeit in Anspruch - zumal
sich aus der Betreffzeile in der Regel nicht ersehen laRt, daR es sich um Werbung
handelt - und muf wegen der Gefahr von Viren und der Mdglichkeit, versehentlich

erwinschte Post zu I6schen, auch sorgfaltig erfolgen. Wenn taglich 50 unverlangte
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Werbesendungen aussortiert werden missen, steht der Belastigungseffekt auller

Frage.

Der Werbende kann auch nicht annehmen, daf der Empfénger die Belastigungen,
um der Informétion zum Leistungsangebot seines Unternehmens willen hinnimmt.
Wer einen elektronischen Briefkasten unterhalt, ist in der Lage, sich im Internet
mithilfe von Suchbegriffen gezielt Angebote des werbenden Unternehmens her-
auszusuchen, wenn solche gewinscht sind. Das schliet zwar nicht aus, da auch
eine unerbetene Werbung im Einzelfall fir den Empfanger v;)n Interesse iifist, laRkt
jedoch das Gewicht des Informationsinteresse gegeniber den Beeintrachtigungen,

die von unerbetener E-Mail-Werbung ausgehen, deutlich zuriicktreten.

Eine andere Beurteilung wére zwar denkbar, wenn der Inhaber einer E-Mail Adres-
se miihelos anzeigen kdnnte, daB er kein derartiges Werbematerial in seinem vir-
tuellen Briefkasten wiinscht. Bislang gibt es aber keine Méglichkeit, die mit dem

Aufkleber ,Keine Werbung, auf einem gewdhnlichen Briefkasten vergleichbar wére.

‘Auf Filterprogramme muf sich ein Nutzer schon wegen der Kosten nicht verweisen

lassen; zudem sind entweder nicht geeignet, eine dem Aufkleber entsprechende
Wirkung zu erzielen oder schranken die Funktionalitat der Mailbox unzumutbar ein
(vgl. dazu naher Fikentscher/Maller, NJW 1998, 1337 <1342 f. >). Sog. ,opt-out,-
Register, in die sich alle Nutzer, die die Zusendung von Werbung nicht wiinschen,
kostenlos eintragen kénnen und die vom Werbenden beachtet werden missen,

sind bislang nicht eingerichtet worden.

Das Ergebnis verstoRt nicht gegen Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 97/7/EG des Euro- |
paischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 (iber den Verbraucher-
schutz bei Vertragsabschlissen im Fernabsatz. Die Richtlinie enthélt nur Mindest-
regelungen, hindert die Mitgliedstaaten also grundsétzlich nicht an einem weiterge-
henden Schutz der Verbraucher (BGH NJW 2000, 2677 <2678>; vgl. auch die Be-

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 21.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

-0-

grindung zum Gesetz (iber Fernabsatzvertrage und andere Fragen des Verbrau-
cherrechts, BT-Drucks 14/2658, S. 24).

2. Nach diesen Grundsatzen beeintrachtigte die Ubersendung der E-Mail aus dem

System des Beklagten eine absolut geschitzte Rechtsposition des Klagers.

a) Bei der E-Mail handelte es sich um Werbung. Daf darin keine Produkte ange-
priesen wurden, ist unmaRgeblich, denn das Verbot unerbétehef Werbungj bezieht
sich nicht nur auf produktbezogene, sondern auch auf unternehmensbezogene
Werbung (so zutreffend Weidert, Anm. zu LG Kiel v. 20. Juni 2000 - 8 S 263/99 -,
EWIR 2001, 135 <136>), also auf MaBnahmen, die dazu beitragen, ein Unterneh-
men beim Verbraucher bekannt zu machen. Hierzu war die beanstandete Mail, aus
der sich Name und Geschéftsbereich des Betriebs (,HandyNow,), Telefon-, Telefa-

xnummern fir Service und -Bestellungen sowie die Internetadressen ergaben, ge-

eignet.

Der Werbecharakter der Mail entféllt nicht dadurch, daR der Beklagte meinte, eine
Bestatigung im Sinne des § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB zu versenden. Abgesehen da-

von, dal auch eine solche Bestatigung im Einzelfall als unerbetene E-Mail zu qua-

lifizieren sein kann, ist die Vorschrift nicht einschlagig. Sie regelt die Bestellung von

Waren und Dienstleistungen, also Willenserklarungen, die zum AbschluB eines
Vertrages fuhren. Demgegeniiber handelt es sich bei der ,Bestellung, des vom
Beklagten angebotenen Newsletters lediglich um die unverbindliche Bitte, regel-

maRig vom Angebot des Unternehmens informiert zu werden.

b) Der Beklagte hat nicht glaubhaft gemacht, da der Kléger mit der Ubersendung
der E-Mail einverstanden war. Die vorgelegten eidesstattlichen Versicherungen,
wonach der Beklagte und seine Mitarbeiter zu keiner Zeit E-Mail-Adressen gekauft

oder sonstwie erworben und in das Computerprogramm von ,HandyNow, eingele-
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sen haben. reichen hierzu nicht aus. Es bleibt die - nicht fernliegende - Méglichkeit,
daR Name und E-Mail-Anschrift des Klagers ohne dessen Einwilligung von einem

_Besucher, der Internetseiten des Beklagten eingegeben wurden.

Entgegen der Ansicht des Beklagten ist es nicht unbillig, ihm die Beweis- bzw.
Glaubhaftmachungslast hinsichtlich des Einverstandnisses des Klagers aufzuerle-
gen. Wie eingangs dargelegt, muf er davon ausgehen, daf Inhaber virtueller
Postfacher die Zusendung unerbetener E-Mails aus seinem Unternehmen nicht
wanschen. Er muB deshalb dafdr Sorge tragen, nur mit Verbrauchern in Kontakt zu
treten, die hiermit einverstanden sind. Sein bisheriges System, bei dem Interessen-
ten ihren Namen und ihre E-Mail-Anschrift auf seinen Internetseiten hinterlassen
konnten, eignet sich wegen der naheliegenden MiRbrauchsgefahr dazu nicht. Da
es jedermann méglich ist, beliebige Adressen einzutippen, kann der Beklagte nicht
darauf vertrauen, d_aB die E-Mail-Adressen, an die der Newsletter geschickt werden
soll, tatsachlich von ihrem Inhaber oder einem sonstigen Berechtigten in das Sy-
stem eingegeben worden ist. Zu bedenken ist auch, da dem MiRbrauch seitens
werbender Unternehmen Tur und Tor gedffnet wére, wenn das vom Beklagten
verwendete System genugte, um ein Einverstandnis des Empfangers darzulegen.
Auch das Unternehmen, welches E-Mail-Adressen gekauft und in sein System ein-

gespeist hatte, kénnte dann behaupten, die Adressen seien von Besuchern ihrer

Internetseiten angegeben worden.

c) Die flr einen Unterlassungsanspruch erforderliché Wiederholungsgefahr wird
aufgrund der einmal erfolgten rechtswidrigen Beeintrachtigung und der Weigerung
des Beklagten, eine strafbewehrte Unterlassungserklarung zu unterschreiben, ver-
mutet. Zudem raumt der Beklagte ein, dal das von ihm verwendete Computersy-
stem selbsttatig Mails an die Adressen verschickt, die auf seiner Internetseite bei
der Anmeldung fir ein Newsletter-Abonnement hinterlassen werdeh. Da es auch

kiinftig jedermann moglich ware, die Adresse des Klagers einzugeben, wenn der
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Beklagte sein bisheriges System beibehilt, liegt die Wiederholungsgefahr auf der
Hand. |

d) Die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs stellt trotz der verhaltnisma-
Rig geringfugigen Belastigung, die von der Mail des Beklagten ausgegangen ist,
keinen Rechtsmiflbrauch des Klégers dar. Denn er kann einer Ausuferung der nicht
unerheblichen Belastigungen, die von Werbemails in ihrer Gesamtheit ausgehen,
nur wirksam begegnen, wenn er gegen jeden Absender einer. unerwunschten Mail
vorgeht. Aus diesem Grund rechtfertigt bereits eine vereinzelte unerwiinschte Sen-

dung den Abwehranspruch (ebenso BGH NJW 1989, 902 <903> und OLG KolIn
WRP 1992, 258 <259> fur die Briefkastenwerbung). |

Die Rechtsverfolgung des Klégers ist auch unter den anderen vom Beklagten ge-
nannten Gesichtspunkten nicht rechtsmiBbrauchlich. Weder ist es'zu miBbilligen,
daf sich der Klager von seinem Lebensgefahrten vertreten [aRt und auch weitere
Versender unerbetener E-Mails auf Unterlassung in Anspruch nimmt, noch fuhrt die
Nonsens-Mall,,, die der Beklagte Ende November 2001 vom Klager erhalten hat,
zu einer Verwirkung des Unterlassungsanspruchs. Dabei kann ‘dahinstehen, ob die
Mail auf einen technischen Fehler bzw. einen Virus zuruickgeht. Selbst wenn der
Klager die Mail bewuft an den Beklagten geschickt hatte, ware er nicht gehindert,
das vorliegende Verfahren weiter zu betreiben. Die ,Nonsens-Mail, berechtigte den

Beklagten allenfalls, seinerseits Unterlassung zu verlangen.

Il. Der Klager kann seinen Unterlassungsanspruch im einstweiligen Verﬁ]gungsver-'
fahren durchsetzen. Ein Verfugungsgrund im Sinne der §§ 935, 940 ZPO ist gege-
ben, weil andernfalls ein effektiver Rechtsschutz nicht gewahrleistet, die Verwirkli-
chung des Individualanspruch mithin gefahrdet ware. Der Klager muf mit weiteren
Rechtsverletzungen durch den Beklagten rechnen. Diese sind geeignet, zu unzu-

mutbaren Belastigungen zu fihren und kénnen deshalb im Eilverfahren abgewehrt

werden.
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Die von dem Beklagten ausgehende Gefahr kiinftiger Belastigungen ist nicht so
gering, als daf ihre Abwehr im Eilrechtsschutz unverhéltniéméf&ig wére. Dabei
kommt es entgegen der Auffassung des LG Karlsruhe (MMR 2002, 402) nicht dar—
auf an, ob die Belastigung, die von der Zusendung einer einzelnen Nachricht aus-
geht, so gering ist, daf} sie isoliert gesehen keine Inanspruchnahme von Eilrechts-
schutz rechtfertigt. Die drohende Beeintrachtigung der Rechtspositioh des Klagers,
die er nicht bis zum Abschlul eines Hauptsacheverfahrens hinzunehmen praucht,
liegt angesichts der Ausweitung von Werbe-E-Mails in der Gefahf, taglich éine Un-
zahl solcher Mitteilungen zu erhalten. Jeder Werbende, der eine unerbetene Mail
an den Klager geschickt hat, trégi zu dieser Gefahr bei. Bei Beriuicksichtigung der
Belastigungen, die fir den Klager entstehen kénnen, wenn ihm jedermann unauf-
gefordert E-Mail-Werbung zusenden durfte, kann sich der einzelne Absender nicht
darauf berufen, von ihm sei nur eine unwesentliche Beeintrachtigung ausgegangen

bzw. kiinftig zu erwarten. Er ist fur die drohende unzumutbare Beldstigung des K-

" gers durch massenhafte Werbe-E-Mail mitverantwortlich und kann déshalb - Wie-

derholungsgefahr vorausgesetzt - auch nach Zu'SendUng nur einer E-Mail per

einstweiliger Verfigung auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.

Berucksichtigung findet der Grad der Belastigung, der von dem einzelnen Werben-
den ausgeht, allerdings bei der Festsetzung des Streitwerts; er ist aulerhalb des
Wettbewerbsrechts im einstweiligen Verfigungsverfahren im Regelfall, und so

auch hier, mit 1.000.- EUR zu bemessen.
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B. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Das Urteil ist ohne weiteres
vollstreckbar, da eine Revision nicht stattfindet (542 Abs. 2 Satz 1 n.F. ZPO).

Neuhaus Richter am Kammergericht - Stresemann
Sieveking befindet sich in Urlaub "
und kann deshalb nicht unter-
schreiben.
Neuhaus
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KAMMERGERICHT

[m Namen des Volkes

Geschiftsnummer:

10U 54/02
16 0 626/01 LG Berlin

In dem einstweiligen Verfuigungsverfahren

des Kaufmanns

D- StraRe

- Verfahrensbevollméachtigte:
Rechtsanwalte HE
und STD TellE,

gegen

den Journalisten AR i}
e U .

- Verfahrensbevollmachtigter:

Rechtsanwalt LY )
r 1
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Verk{indet am:

20. Juni 2002
Misiek,
Justizobersekretéarin

Verfiigungsbeklagten
und Berufungskléagers,

-

- PN

Verfugungsklager
und Berufungsbeklagten,
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hat
vom 20. Juni 2002 unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richiers am Kammergerichi
Neuhaus, des Richiers am Kammergerichi Sieveking und der Richierin am Kam-

mergerichi Dr. Stresemann fiir Recht erkannt:

I.  Die Berufung des Veriligungsbeklagien gegen das Urleil
des Lat mdg@ richis Berlin vom 10. Januar 2002 - 16 O 626/02 -
wird auf seine Kosien zurlickgewiesen.

Il Das Urieil ist vorldufig vollsirecidoar.

n
=
=
u?
=

thestand

Der Verfigungsklager ((ma@hf@ﬂg@m: Klager) macht gegen den \/@u"ﬁ"ﬂgungsb@kﬂ@g
ten (nachfolgend: Beklagter), der im Internet Mobilielefone nebsi Zubehor vertreibs,

N Unterlassungsanspruch wegen unerbetener E-Mail-Werbung geliend.

Die Internei-Seiten des Beklagien sind unter ,www.handynow.de, abrufbar. Auf

eine der Seiten wurde auf ein E-Mail-Newsletter hingewiesen; nach dem Anklicken

der dazugehdrigen Schaliilache ging ein Fenster auf, in das unter dem Hinweis

Newsletter Abonnement - Anmelden - Ja, ich méchie 1-2 mal pro Monai tiber Pro-

dukiinformationen, akiuvelle Angeboie und Neuigkeiten per eMail informiert werden,

Name und E-Mail-Anschrift des Interessenien eingetragen werden konnien. Nach-

folgend versandie das Computerprogramm selbstiéiig eine E-Mail an die angege-

ben Adresse mit der Aufforderung, die Newsletter-Anmeldung durch Anklicken ei-

nes Links zu bestaiigen.
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An die — auch privat genutzte - E-Mail-Anschrift des Klagers gelangte im Oktober
2001 eine solche Nachricht des Beklagten mit der Aufforderung, seine (des Kla-

gers) Newsletter-Anmeldung zu bestatigen.

Der Klager, der behauptet, auf den Internetseiten des Beklagten keinen ,News-
letter, bestellt und hiermit auch keinen Dritten beauftragt zu haben, hat im Novem-
ber 2001 eine einstweilige Verfligung erwirkt, mit der dem Beklagten bei Vermei-
dung der gesetzlichen Ordnungsmittel untersagt worden ist, im Wege der E-Mail-
Werbung an den Kléager unter der Adres'se- h‘eranz’utreten, es sei
denn, der Klager habe der jeweiligen Sendung zuvor zugestimmt oder das Einver-

standnis kénne vermutet werden.

Auf den Widerspruch des Beklagten hat das Landgericht die einstweilige Verfi-
gung mit Urteil vom 10. Januar 2002 bestatigt und zur Begriundung ausgefihrt: Die
Versendung von Werbe-E-Mails greife in das allgemeine Personlichkeitsrecht des
Empfangers ein, weil dieser die Mail nur unter Verursachung von eigenen Kosten
Iésen und Uberhaupt als Werbung erkennen kénne. Gerechtfertigt sei der EinQriff
nur dann, wenn der Empfénger der Werbung zugestimmt habe oder das Einver-
standnis vermutet werden kénne. Das habe der Beklagte jédoch nicht glaubhaft
gemacht. Aus seiner eidesstattliche Versicherung, keine fremden E-Mail-Adressen
in das von ihm verwendete Computerprogramm ein_gegeben zu haben, folge nicht,
daf’ der Klager um die Zusendung des Newsletter gebeten habe. Wegen des wei-
teren Inhalts des Urteils wird auf den Tatbestand und die Griinde der angefochte-

nen Entscheidung verwiesen.

Mit seiner rechtzeitig eingelegten und begriindeten Berufung macht der-Beklagte
geltend: Das angegriffene Urteil verletze geltendes Recht. Das Landgericht habe
verkénnt, daf} Stérungen einen Mindestgrad individueller Beeintrachtigung aufwei-
sen mU{Sten, um rechtlich relevant zu sein. Dieser Grad sei vorliegend nicht er-

reicht. Es entspreche der normalen Verhaltensweise eines Benutzers im Internet,
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jedes Mal, wenn er sein virtuelles Postfach 6ffne, erst einmal allen Mull zu leeren,
d.h. erkennbar unerwiinschte Mails oder solche von unbekannten Absendern nicht
zu 6ffnen, sondern anzuklicken und zu I6schen. Hierdurch wiirden keinerlei Res-
sourcen verbraucht; der Zeitaufwand betrage kaum eine Sekunde. Die Postfacher
verstopften heute auch nicht mehr, da der individuelle Speicherplatz pro Nutzer

erheblich ausgeweitet worden sei.

Unzutreffend sei die Charakterisierung der beanstandeten Mail aIs Werbung. Mit

der Mail sei kein Produkt angepriesen worden. Er, der Beklagte sei Iedlgllch seiner
Pflicht geméaR § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB nachgekommen, wonach ein Unternehmer
dem Kunden dessen Bestellung unverziiglich auf elektronischem Wege zu bestati-

gen habe.

Ferner sei die Beweislastverteilung des Landgerichts unbillig. Auch wenn er erfas-
sen wirde, von welchen Computern aus auf seinen Internetseiten Bestellungen
erfolgten, kénnte dieses System in verschiedenster Weise unterlaufen werden.
Folglich werde von ihm eine Glaubhaftmachung verlangt, die er*"nierhals erbringen

koénne.

Jedenfalls aber sei die Beléstigung des Klagers nicht so gravierend, als daf} dié

Zubilligung von Eilrechtsschutz erforderlich sei.
Der Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil zu &ndern und die einstweilige Ver-
fugung vom 22. November 2001 - 16 O 626/01 - aufzuheben.

Der Klager beantragt,

die Berufung zurickzuweisen.
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Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf den vorgetragenen Inhalt der

zwischen ihnen gewechselten Schriftsétze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

A. Die zulassige Berufung ist unbegriindet. Das Landgericht hat die beantragte

einstweilige Verfugung zu Recht erlassen und im angefochtenen Urteil bestétigt.

I. 1. Dem Klager steht aus seinem allgemeine Persénlichkeitsrecht ein Anspruch
gegen den Beklagte{n zu, die Zusendung unverlangter E-Mail-Werbung zu unterlas-
sen (8§ 823 Abs. 1, 1004 BGB). Das allgemeine Personlichkeitsrecht umfat die
aus dém Selbstbestimmungsrecht folgende Befugnis des Einzelnen, selbst zu ent-
Scheiden, ob und inwieweit er auf seinef elektronisch Mailbox Werbung empfahgen
will. Wegen des zeitlichen und finanziellen Aufwands, der mit dem Abrufen uhd
Léschen von E-Mail-Werbung verbunden ist, kann der Absendervnicht annehmen,
der Empfénger billige die Werbesendung oder stehe ihr zumindest indifferent ge-
genuber. Anders als bei gewdhnlicher Briefkastenwerbung muf er daher auch oh-
ne ausdricklichen Sperrvermerk davon ausgehen, dal die Zusehdung von Wer-
bung grundsétzlibh unerwinscht ist. MiRachtet er dies, liegt eine rechtswidrige Be-
eintrachtigung der Individualsphére des Empféangers vor, die einen Unterlassungs-
anspruch aus den §§ 823 Abs. 1, 1004 BGB begriindet (im Ergebnis ebenso: LG
Augsburg NJW-CoR 1999, 52; LG Berlin MMR 2000, 571; LG Hamburg MMR
1999, 248; LG Karlsruhe MMR 2002, 402: AG Brakel NJW 1998, 3209; AG Char-
lottenburg MMR 2000, 775; AG Essen-Borbeck MMR 2001, 261; Staudinger-
Hager, BGB, 13. Bearb. 1999, Rdn. C 237 zu § 823 BGB; Fikentscher/Méllers,
NJW 1998, 1337 <1343>; Hoeren/Oberscheidt VuR 1999, 371 <381>; Schmitt-
mann K & R 2002, 135 <138>; im Grundsatz wohl auch LG Kiel NJW-RR 2001,
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412 <413 f.>: a.A. LG Braunschweig NJW-RR 2000, 924; AG Kiel NJW-CoR 2000,
49; Vehslage GRUR 1999, 656 <659>).

Das aus den Artikeln 1 und 2 des Grundgesetzes abgeleitete allgemeine Persén-
lichkeitsrecht schitzt den Einzelnen in seiner Privat- und Individualsphare. Die
Rechtsprechung hat hieraus das Recht des Einzelnen abgeleitet, sich gegen eine
Beeintrachtigung dieser Sphare durch Aufdrangen unerwiinschten Werbematerials
zur Wehr zu setzen (BGH NJW 1989, 902 <903>; vgl. auch Staudinger-Haber-
mann/Weick, BGB, 13. Bearb. 1995, Vorbem zu § 1 BGB).‘Débei kann es im Er-
gebnis keinen Unterschied machen, ob die Werbung tiber den realen Briefkasten in
den raumlich-gegenstandlichen Eigenbereich des Empféngers eindringt (in wel- -
chem Fall Unterlassungsanspriiche aus Besitz und Eigentum bestehen, vgl. BGH
a.a.0.) oder uber ein virtuelles Postfach in dessen Individualsphéare gelangt. Zwar
sind in einem Fall Eigentum und Besitz, im anderen Fall hingegen ,nur, relative
Werte wie Vermogen und Zeitaufwand beriihrt. In Wahrheit geht es aber auch dem
Inhaber eines Briefkastens weniger um den Schutz des Eigentums als um die Be-

achtung seines Willens, den Briefkasten nicht durch den Einwurf von Werbemate-

" rial miRbraucht zu sehen (&hnlich Weise GRUR 1989, 653 <656>). Dieses Selbst-

bestimmungsrecht besteht unabhangig von der Beschaffenheit des Briefkastens

als reale oder virtuelle Einrichtung. MaRgeblich ist vielmehr, daf die Einrichtung der
geschutzten Sphéare des Empféngefs zuzuordnen ist, in der sein Wille den‘ Interes-
sen der (Werbe-) Wirtschaft vorgeht. Das ist bei einer E-Mailbox ebenso anzuneh-

‘men wie bei einem realen Briefkasten.

Bei der gewdhnlichen Briefkastenwerbung kann das werbende Unternehmen aller-
dings zunachst davon ausgehen, dal der Empfanger diese Art von Werbung billigt
oder jedenfalls - weil sie ohne besondere Miihe und Kosten aus der Post auszu-
sondern ist - hinnimmt. Erst wenn dem Werbenden eine entgegenstehende Wil-
lensaulerung des Empfangers bekannt wird - etwa in Form eines Aufklebers am

Briefkasten (,Keine Werbung,) - muB er den Einwurf unterlassen.
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Bei E-Mail-Werbung hingegen kann der Werbende eine mindestens indifferente
Haltung des Empfangers nicht unterstellen, denn die unverlangte elektronische
Post belastigt diesen in weitaus starkerem MaRe. Das Leeren des elektronischen
Briefkastens verursacht Kosten, die sich aus den Telefonkosten, den Nutzungsge-
buhren des Netzbetreibers und den Stromkosten des Computers zusammenset-
2en. Auch wenn diese pro Mail sehr gering sind (siehe allerdings die Darstellung
von Schmittmann, K&R 2002, 135 ff., wonach sich selbst die Kosten einer Mail im
Einzelfall auf 6 Cent belaufen konnen) hat der Werbende keinen AnlaR anzuneh-
men, dal der Adressat bereit ist, sie zu tragen. Zudem sind aus Sicht des Empfan-
gers nicht die\GebUhren fr den Abruf einer einzelnen Mail maRgeblich, sondern
die Kosten, die bei ihm eingehende unerbetene Werbemails insgesamt verursa-
chen und mit zunehmender Verbreltung dieser Werbemethode kiinftig verursachen
werden. Da Werbung per E-Mail massenhaft und wesentlich billiger als mittels Brief
oder Telefax versandt werden kann, tragt diese Werbeart in besonderem Mafe
den ,Keim zu einem immer weiteren Um5|chgre|fen,,. Dieser, vom Bundesgerichts-
hof im Rahmen von § 1 UWG beriicksichtigte Umstand (NJW 1988, 1670 <1671>),
flieRt auch bei der Beurteilung ein, ob sich die mit der E-Mail-Werbung verbundene
Belastigung nicht interessierter Empfanger noch in einem Rahmen bewegt, der den

Schlu® auf ihr Einverstandnis mit dieser Werbemethode rechtfertigt.

Des weiteren steht der nicht unerhebliche zeitliche Aufwand fiir das Aussortieren
vder Werbe-E-Mails aus dén ubrigen Sendungen der Annahme entgegen, der
Empfanger habe gegen die Ubersendung von E-Mail-Werbung nichts einzuwen-
den. Zwar kénnen Mitteilungen in einem Bruchteil einer Sekunde ungedffnet ge-
I6scht werden. Jedoch muR der Empfanger die Eingange uberprifen, also Wer-
bemitteilungen von ,echten, E-Mails trennen. Das nimmt Zeit in Anspruch - zumal
sich aus der Betreffzeile in der Regel nicht ersehen laRt, daR es sich um Werbung
handelt - und muf wegen der Gefahr von Viren und der Mdglichkeit, versehentlich

erwinschte Post zu I6schen, auch sorgfaltig erfolgen. Wenn taglich 50 unverlangte
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Werbesendungen aussortiert werden missen, steht der Belastigungseffekt auller

Frage.

Der Werbende kann auch nicht annehmen, daf der Empfénger die Belastigungen,
um der Informétion zum Leistungsangebot seines Unternehmens willen hinnimmt.
Wer einen elektronischen Briefkasten unterhalt, ist in der Lage, sich im Internet
mithilfe von Suchbegriffen gezielt Angebote des werbenden Unternehmens her-
auszusuchen, wenn solche gewinscht sind. Das schliet zwar nicht aus, da auch
eine unerbetene Werbung im Einzelfall fir den Empfanger v;)n Interesse iifist, laRkt
jedoch das Gewicht des Informationsinteresse gegeniber den Beeintrachtigungen,

die von unerbetener E-Mail-Werbung ausgehen, deutlich zuriicktreten.

Eine andere Beurteilung wére zwar denkbar, wenn der Inhaber einer E-Mail Adres-
se miihelos anzeigen kdnnte, daB er kein derartiges Werbematerial in seinem vir-
tuellen Briefkasten wiinscht. Bislang gibt es aber keine Méglichkeit, die mit dem

Aufkleber ,Keine Werbung, auf einem gewdhnlichen Briefkasten vergleichbar wére.

‘Auf Filterprogramme muf sich ein Nutzer schon wegen der Kosten nicht verweisen

lassen; zudem sind entweder nicht geeignet, eine dem Aufkleber entsprechende
Wirkung zu erzielen oder schranken die Funktionalitat der Mailbox unzumutbar ein
(vgl. dazu naher Fikentscher/Maller, NJW 1998, 1337 <1342 f. >). Sog. ,opt-out,-
Register, in die sich alle Nutzer, die die Zusendung von Werbung nicht wiinschen,
kostenlos eintragen kénnen und die vom Werbenden beachtet werden missen,

sind bislang nicht eingerichtet worden.

Das Ergebnis verstoRt nicht gegen Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 97/7/EG des Euro- |
paischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 (iber den Verbraucher-
schutz bei Vertragsabschlissen im Fernabsatz. Die Richtlinie enthélt nur Mindest-
regelungen, hindert die Mitgliedstaaten also grundsétzlich nicht an einem weiterge-
henden Schutz der Verbraucher (BGH NJW 2000, 2677 <2678>; vgl. auch die Be-
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grindung zum Gesetz (iber Fernabsatzvertrage und andere Fragen des Verbrau-
cherrechts, BT-Drucks 14/2658, S. 24).

2. Nach diesen Grundsatzen beeintrachtigte die Ubersendung der E-Mail aus dem

System des Beklagten eine absolut geschitzte Rechtsposition des Klagers.

a) Bei der E-Mail handelte es sich um Werbung. Daf darin keine Produkte ange-
priesen wurden, ist unmaRgeblich, denn das Verbot unerbétehef Werbungj bezieht
sich nicht nur auf produktbezogene, sondern auch auf unternehmensbezogene
Werbung (so zutreffend Weidert, Anm. zu LG Kiel v. 20. Juni 2000 - 8 S 263/99 -,
EWIR 2001, 135 <136>), also auf MaBnahmen, die dazu beitragen, ein Unterneh-
men beim Verbraucher bekannt zu machen. Hierzu war die beanstandete Mail, aus
der sich Name und Geschéftsbereich des Betriebs (,HandyNow,), Telefon-, Telefa-

xnummern fir Service und -Bestellungen sowie die Internetadressen ergaben, ge-

eignet.

Der Werbecharakter der Mail entféllt nicht dadurch, daR der Beklagte meinte, eine
Bestatigung im Sinne des § 312 e Abs. 1 Nr. 3 BGB zu versenden. Abgesehen da-

von, dal auch eine solche Bestatigung im Einzelfall als unerbetene E-Mail zu qua-

lifizieren sein kann, ist die Vorschrift nicht einschlagig. Sie regelt die Bestellung von

Waren und Dienstleistungen, also Willenserklarungen, die zum AbschluB eines
Vertrages fuhren. Demgegeniiber handelt es sich bei der ,Bestellung, des vom
Beklagten angebotenen Newsletters lediglich um die unverbindliche Bitte, regel-

maRig vom Angebot des Unternehmens informiert zu werden.

b) Der Beklagte hat nicht glaubhaft gemacht, da der Kléger mit der Ubersendung
der E-Mail einverstanden war. Die vorgelegten eidesstattlichen Versicherungen,
wonach der Beklagte und seine Mitarbeiter zu keiner Zeit E-Mail-Adressen gekauft

oder sonstwie erworben und in das Computerprogramm von ,HandyNow, eingele-
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sen haben. reichen hierzu nicht aus. Es bleibt die - nicht fernliegende - Méglichkeit,
daR Name und E-Mail-Anschrift des Klagers ohne dessen Einwilligung von einem

_Besucher, der Internetseiten des Beklagten eingegeben wurden.

Entgegen der Ansicht des Beklagten ist es nicht unbillig, ihm die Beweis- bzw.
Glaubhaftmachungslast hinsichtlich des Einverstandnisses des Klagers aufzuerle-
gen. Wie eingangs dargelegt, muf er davon ausgehen, daf Inhaber virtueller
Postfacher die Zusendung unerbetener E-Mails aus seinem Unternehmen nicht
wanschen. Er muB deshalb dafdr Sorge tragen, nur mit Verbrauchern in Kontakt zu
treten, die hiermit einverstanden sind. Sein bisheriges System, bei dem Interessen-
ten ihren Namen und ihre E-Mail-Anschrift auf seinen Internetseiten hinterlassen
konnten, eignet sich wegen der naheliegenden MiRbrauchsgefahr dazu nicht. Da
es jedermann méglich ist, beliebige Adressen einzutippen, kann der Beklagte nicht
darauf vertrauen, d_aB die E-Mail-Adressen, an die der Newsletter geschickt werden
soll, tatsachlich von ihrem Inhaber oder einem sonstigen Berechtigten in das Sy-
stem eingegeben worden ist. Zu bedenken ist auch, da dem MiRbrauch seitens
werbender Unternehmen Tur und Tor gedffnet wére, wenn das vom Beklagten
verwendete System genugte, um ein Einverstandnis des Empfangers darzulegen.
Auch das Unternehmen, welches E-Mail-Adressen gekauft und in sein System ein-

gespeist hatte, kénnte dann behaupten, die Adressen seien von Besuchern ihrer

Internetseiten angegeben worden.

c) Die flr einen Unterlassungsanspruch erforderliché Wiederholungsgefahr wird
aufgrund der einmal erfolgten rechtswidrigen Beeintrachtigung und der Weigerung
des Beklagten, eine strafbewehrte Unterlassungserklarung zu unterschreiben, ver-
mutet. Zudem raumt der Beklagte ein, dal das von ihm verwendete Computersy-
stem selbsttatig Mails an die Adressen verschickt, die auf seiner Internetseite bei
der Anmeldung fir ein Newsletter-Abonnement hinterlassen werdeh. Da es auch

kiinftig jedermann moglich ware, die Adresse des Klagers einzugeben, wenn der
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Beklagte sein bisheriges System beibehilt, liegt die Wiederholungsgefahr auf der
Hand. |

d) Die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs stellt trotz der verhaltnisma-
Rig geringfugigen Belastigung, die von der Mail des Beklagten ausgegangen ist,
keinen Rechtsmiflbrauch des Klégers dar. Denn er kann einer Ausuferung der nicht
unerheblichen Belastigungen, die von Werbemails in ihrer Gesamtheit ausgehen,
nur wirksam begegnen, wenn er gegen jeden Absender einer. unerwunschten Mail
vorgeht. Aus diesem Grund rechtfertigt bereits eine vereinzelte unerwiinschte Sen-

dung den Abwehranspruch (ebenso BGH NJW 1989, 902 <903> und OLG KolIn
WRP 1992, 258 <259> fur die Briefkastenwerbung). |

Die Rechtsverfolgung des Klégers ist auch unter den anderen vom Beklagten ge-
nannten Gesichtspunkten nicht rechtsmiBbrauchlich. Weder ist es'zu miBbilligen,
daf sich der Klager von seinem Lebensgefahrten vertreten [aRt und auch weitere
Versender unerbetener E-Mails auf Unterlassung in Anspruch nimmt, noch fuhrt die
Nonsens-Mall,,, die der Beklagte Ende November 2001 vom Klager erhalten hat,
zu einer Verwirkung des Unterlassungsanspruchs. Dabei kann ‘dahinstehen, ob die
Mail auf einen technischen Fehler bzw. einen Virus zuruickgeht. Selbst wenn der
Klager die Mail bewuft an den Beklagten geschickt hatte, ware er nicht gehindert,
das vorliegende Verfahren weiter zu betreiben. Die ,Nonsens-Mail, berechtigte den

Beklagten allenfalls, seinerseits Unterlassung zu verlangen.

Il. Der Klager kann seinen Unterlassungsanspruch im einstweiligen Verﬁ]gungsver-'
fahren durchsetzen. Ein Verfugungsgrund im Sinne der §§ 935, 940 ZPO ist gege-
ben, weil andernfalls ein effektiver Rechtsschutz nicht gewahrleistet, die Verwirkli-
chung des Individualanspruch mithin gefahrdet ware. Der Klager muf mit weiteren
Rechtsverletzungen durch den Beklagten rechnen. Diese sind geeignet, zu unzu-

mutbaren Belastigungen zu fihren und kénnen deshalb im Eilverfahren abgewehrt

werden.
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Die von dem Beklagten ausgehende Gefahr kiinftiger Belastigungen ist nicht so
gering, als daf ihre Abwehr im Eilrechtsschutz unverhéltniéméf&ig wére. Dabei
kommt es entgegen der Auffassung des LG Karlsruhe (MMR 2002, 402) nicht dar—
auf an, ob die Belastigung, die von der Zusendung einer einzelnen Nachricht aus-
geht, so gering ist, daf} sie isoliert gesehen keine Inanspruchnahme von Eilrechts-
schutz rechtfertigt. Die drohende Beeintrachtigung der Rechtspositioh des Klagers,
die er nicht bis zum Abschlul eines Hauptsacheverfahrens hinzunehmen praucht,
liegt angesichts der Ausweitung von Werbe-E-Mails in der Gefahf, taglich éine Un-
zahl solcher Mitteilungen zu erhalten. Jeder Werbende, der eine unerbetene Mail
an den Klager geschickt hat, trégi zu dieser Gefahr bei. Bei Beriuicksichtigung der
Belastigungen, die fir den Klager entstehen kénnen, wenn ihm jedermann unauf-
gefordert E-Mail-Werbung zusenden durfte, kann sich der einzelne Absender nicht
darauf berufen, von ihm sei nur eine unwesentliche Beeintrachtigung ausgegangen

bzw. kiinftig zu erwarten. Er ist fur die drohende unzumutbare Beldstigung des K-

" gers durch massenhafte Werbe-E-Mail mitverantwortlich und kann déshalb - Wie-

derholungsgefahr vorausgesetzt - auch nach Zu'SendUng nur einer E-Mail per

einstweiliger Verfigung auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.

Berucksichtigung findet der Grad der Belastigung, der von dem einzelnen Werben-
den ausgeht, allerdings bei der Festsetzung des Streitwerts; er ist aulerhalb des
Wettbewerbsrechts im einstweiligen Verfigungsverfahren im Regelfall, und so

auch hier, mit 1.000.- EUR zu bemessen.
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B. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Das Urteil ist ohne weiteres
vollstreckbar, da eine Revision nicht stattfindet (542 Abs. 2 Satz 1 n.F. ZPO).

Neuhaus Richter am Kammergericht - Stresemann
Sieveking befindet sich in Urlaub "
und kann deshalb nicht unter-
schreiben.
Neuhaus
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